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DIE WIRTSCHAFTSKOLUMNE

Dass der Konflikt im Nahen Osten nicht spurlos an den deutschen Autofahrern vorbeigeht, 
ist aus ökonomischer Sicht alles andere als überraschend. Denn dass in Reaktion darauf  
die Benzin-und Dieselpreise sowohl im Großhandel als auch an den Tankstellen steigen,  
ist keinesfalls ein Marktversagen, wie einige Politikerinnen und Politiker offenbar meinen. 
Im Gegenteil: Genau das erwarten wir vom Markt – Preise reflektieren Knappheiten.

Bei lagerbaren Produkten wie Rohöl oder Diesel und Benzin 
reflektieren Preise nicht nur die aktuelle Verfügbarkeit, son-
dern zu einem gewissen Grad auch Erwartungen der Markt-
teilnehmer. Wenn sich Produkte morgen oder übermorgen zu 
höheren Preisen verkaufen lassen oder morgen oder übermor-

gen zu höheren Einkaufspreisen beschafft werden müssen, ergibt es für 
Unternehmen wenig Sinn, diese Produkte heute billig zu verkaufen. Das 
ist bei Mineralölprodukten nicht anders als auf anderen Märkten, etwa 
für Rohstoffe, Düngemittel oder Agrarprodukte. Dass in Zeiten beson-
ders stark schwankender Ölpreise somit im Benzinpreis eine gewisse 
Risikoprämie enthalten ist, ist zunächst erst einmal Ausdruck eines Markt-
prozesses und nicht seines Versagens. Allerdings war nach Ausbruch 
des Konfliktes auch zu beobachten, dass die Preise für Diesel und Ben-
zin im Großhandel und an den Tankstellen in Deutschland schneller ge-
stiegen sind als im europäischen Ausland. Eine besonders schnelle Preis-
reaktion ist jedoch nicht etwa ein Zeichen dafür, dass ein Markt nicht 
funktioniert. Richtig ist das Gegenteil: Auf effizienten Märkten werden 
neue Informationen besonders schnell verarbeitet und in den Preisen 
reflektiert. Somit sollte eher das Gegenteil stutzig machen, wenn also 
Endkundenpreise an den Tankstellen nicht oder nur langsam auf stei-
gende Rohölpreise reagieren. Nachdem die Politik jahrelang das Ziel 
verfolgt hat, das Autofahren – insbesondere mit Verbrennungsmotoren 
– durch Steuern und Abgaben möglichst zu verteuern, scheint vielen 
Politikerinnen und Politikern nun plötzlich das Wohl der Autofahrer be-
sonders wichtig zu sein. Dass aber die aus Österreich übernommene 
Idee, Tankstellenpreise nur einmal am Tag um 12.00 Uhr mittags zu er-
höhen, zwingend zu einer nachhaltigen Absenkung der Kraftstoffpreise 
führen würde, war von Anfang an zu bezweifeln. Denn nach Ausbruch 

des Krieges hatte sich die Marge zwischen Tankstellenpreisen und Groß-
handelspreisen ohnehin kaum verändert. Höhere Margen waren, wenn 
überhaupt, eher im Großhandel zu beobachten. Somit setzt die 12-Uhr-
Regel ohnehin am falschen Ende der Wertschöpfungskette an. Zudem 
ist auch die Uhrzeit um 12.00 Uhr mittags als Zeitpunkt für die mögliche 
Preiserhöhung nicht gut gewählt. Besser wäre ein Zeitpunkt in den 
Abendstunden, etwa um 20.00 Uhr, aus zwei Gründen: Erstens hatten 
viele Autofahrerinnern und Autofahrer bisher gelernt, dass es am güns-
tigsten war, in den frühen Abendstunden (zwischen 18.00 Uhr und 20.00 
Uhr) zu tanken. Diese müssen nun „umlernen“, da es nun immer zwischen 
11.00 und 12.00 Uhr am günstigsten ist. Zweitens ist zu befürchten, dass 
mehr Tankstellen als bisher abends schließen, wenn sie die Preise für die 
Nacht nicht erhöhen können. Zugleich dürfte der Anreiz zur Preis senkung 
am Nachmittag geringer ausfallen, wenn man sich durch diese Preissen-
kungen die Marge in der Nacht „kaputtmacht“. Daher wäre ein Zeitpunkt 
am Abend für die tägliche Preiserhöhung besser gewesen.
Da die 12-Uhr-Regel, wenig überraschend, nicht die politisch erwünsch-
ten Effekte erzielt, werden nun diverse Arten von Preisbremsen disku-
tiert. Im Grunde ist dies, um ganz deutlich zu sein, billiger Populismus. 
Von Preisbremsen ist dringend abzuraten. Der hohe Ölpreis ist offen-
sichtlich Ausdruck bestehender wie auch befürchteter Knappheiten. 
Preisbremsen werden hingegen zu Knappheiten führen, in Teilen ist dies 
im Ausland schon zu beobachten. Vermutlich kommt dann als Nächstes 
die politische Zuteilung von Benzin und Diesel an bestimmte Wähler-
schichten durch Bezugsscheine oder Ähnliches. Wer sicherstellen will, 
dass wir auch in Zukunft genug Treibstoff haben, sollte die Finger vom 
Markt lassen, auch wenn das im verzweifelt anmutenden Kampf um die 
Gunst der Wähler schwerfallen mag.
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60 SEKUNDEN ÜBER … DIE KOSTEN POLITISCHER LENKUNG

i Mit seinem Verständnis 
für Soziale Marktwirtschaft 
hat Ludwig Erhard den 
Grundstein für Wohlstand 
im Nachkriegsdeutschland 
gelegt. Der läuft nun  
Gefahr, durch politische 
Regulierung verspielt zu 
werden. 

Politik kann Märkte lenken – aber nicht ersetzen.

60 MILLIARDEN EURO KOSTEN: DIE AUTOINDUSTRIE  
ZAHLT DEN PREIS FALSCHER ANNAHMEN.

Fast 60 Milliarden Euro. So viel hat die Wette auf 
Elektromobilität die Autoindustrie bereits gekos-
tet. Laut einer Analyse der Wirtschaftsberatung 
Ernst & Young (EY) brach der Gewinn der 19 
größten Hersteller 2025 um 59 Prozent ein. Ein-
zelnen Autobauern bescheinigt EY sogar eine 
potenziell existenzbedrohende Situation.
Das ist mehr als eine konjunkturelle Schwäche-
phase – es ist ein maßgeblich durch Regulatorik 
geprägtes strukturelles Problem: Viele Konzerne 
hatten ihre Investitionen auf wachsende Absatz-
märkte und einen schnellen Hochlauf der E-Mo-
bilität ausgerichtet. Tatsächlich zeigt sich: Markt-
wirtschaftliche Systeme entwickeln sich nicht auf 
politisch festgelegten Zielpfaden. Die EU hat – 
lange Zeit sekundiert von ihren Mitgliedsstaa - 
ten wie etwa Deutschland – diese Entwicklung 
maßgeblich regulatorisch vorangebracht. Vor  

FEHLKALKULATION
ELEKTROMOBILITÄT

allem mit dem Versuch, regulatorisch einen „all 
electric“-Kurs mit der Brechstange durchzuset-
zen. Dieser verengte den technologischen Korri-
dor und machte die Elektromobilität zur einzigen 
strategischen Option für die Fahrzeughersteller – 
unabhängig von der tatsächlichen Marktdynamik 
und den Wünschen der Autofahrer.
Ludwig Erhard, als Wirtschaftsminister im Nach-
kriegsdeutschland Architekt der Sozialen Markt-
wirtschaft, verstand den Staat als Ordnungs-
macht. Seine Aufgabe: Regeln setzen, Wett- 
bewerb ermöglichen – der Staat als Schiedsrich-
ter, aber nicht als Spielgestalter, der alle Züge 
auf dem Feld detailliert vorgibt. Erhard formu-
lierte es so: „Wohlstand für alle und Wohlstand 
durch Wettbewerb gehören untrennbar zusam-
men: Das erste Postulat kennzeichnet das Ziel, 
das zweite den Weg, der zu diesem Ziel führt“.

 

60 
Mrd.
Euro
hat die erzwun-
gene Umstellung 
auf E-Mobilität 
die Autokonzerne 
bereits gekostet.
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